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Jesus, Burka und Bierkästen: Gottes Segen allein schützt nicht vor Kündigung
ein Artikel von Rechtsanwalt Dr. Norbert Pflüger, Frankfurt am Main
„Jesus hat Sie lieb. Vielen Dank für Ihren Einkauf und einen schönen Tag.“ Ein Mitarbeiter in der Bestellannahme eines Teleshoppingcenters hatte es sich zur Angewohnheit gemacht, mit dieser Grußformel seine Kunden am Telefon zu verabschieden. Nachdem der Mitarbeiter trotz ausdrücklicher Aufforderung eines seiner Vorgesetzten nicht auf die Jesus-Grußformel verzichtet hat, hat sein Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis außerordentlich, hilfsweise ordentlich gekündigt. Gegen diese Kündigung hatte der Mitarbeiter geklagt.
 

Das Arbeitsgericht Bochum hatte der Kündigungsschutzklage zunächst stattgegeben, weil die unternehmerische Freiheit des Arbeitgebers hinter der Glaubens- und Bekenntnisfreiheit des Klägers zurückzutreten habe.
 

Das Landesarbeitsgericht Hamm hat in zweiter Instanz ebenfalls auf das Spannungsfeld zwischen Glaubensfreiheit und unternehmerischer Betätigungsfreiheit hingewiesen. Allerdings fanden die Richter in Hamm, dass der Kläger nicht überzeugend darlegen konnte, weshalb er in innere Not geraten wäre, wenn er im Rahmen seiner Berufsausübung auf die Jesusformel verzichtet hätte. Ein Arbeitnehmer, der sich darauf beruft, dass die Befolgung einer Arbeitsanweisung ihn in seiner Glaubensfreiheit beeinträchtigt, müsse eine solche innere Not nachvollziehbar darlegen. Das Landesarbeitsgericht befand daher die außerordentliche Kündigung für gerechtfertigt. An dieser Bewertung konnte auch nichts ändern, dass es wegen der Grußformel nie Kundenbeschwerden gegeben hat. Die Revision ist nicht zugelassen worden, das Urteil ist inzwischen rechtskräftig.
 

Das Thema Religionsfreiheit beschäftigt Arbeitsrechtler immer wieder. So gingen Anfang dieses Jahres zwei Fälle durch die Presse: Eine muslimische Mitarbeiterin des Frankfurter Bürgeramtes wollte nach ihrer Elternzeit ihre Arbeit vollverschleiert wieder aufnehmen. In einer Getränkeabteilung weigerte sich ein muslimischer Arbeitnehmer – gestützt auf seine Religionsfreiheit – Bierkästen zu stapeln. Die Burkaträgerin und das Bürgeramt haben sich schließlich einvernehmlich auf eine Beendigung des Arbeitsverhältnisses geeinigt. In dem Fall des Supermarktmitarbeiters war das Bundesarbeitsgericht davon überzeugt, dass der Kläger durch das Stapeln der Bierkisten tatsächlich in Glaubenskonflikte geraten werde, weshalb ein möglicher anderer Einsatz des Mitarbeiters zu prüfen sei.
 

Auch künftig wird das Spannungsfeld zwischen Glaubensfreiheit und unternehmerischer Betätigungsfreiheit sicherlich immer wieder ein Thema sein, mit dem Arbeitsgerichte sich auseinandersetzen müssen. Die drei beispielhaft geschilderten Fälle zeigen, dass hier – wie so oft im Arbeitsrecht – keine Pauschalaussagen möglich sind, sondern stets eine einzelfallbezogene Prüfung vorzunehmen ist.
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